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WANSNER: VOREILIGE SCHULDZUWEISUNGEN DURCH DEN 
TÜRKISCHEN BUND VÖLLIG INAKZEPTABEL  
 
Der integrationspolitische Sprecher der CDU-Fraktion, Kurt WANSNER erklärt zu den 
Vorwürfen des Türkischen Bundes zu den jüngsten Brandstiftungen:  
 
„ Bevor überhaupt Tatverdächtige festgestellt wurden oder sonst jemand weiß, wer diese 
verurteilungswürdigen Straftaten begangen hat, weist der Türkische Bund der 
„diskriminierenden Ausländerpolitik der Bundesregierung“ eine gewisse Schuld zu. 
 
Eine derartige Äußerung kann ich nur als Unverschämtheit und im Stil unerträglich 
bezeichnen – sie ist einfach inakzeptabel ! Die Aussage, dass die Brandstiftungen in 
Verbindung mit der Integrationspolitik des Bundes gesehen werden können, zeigt nur, wie 
weit der Türkische Bund den Bezug zur Realität der derzeitigen Integrationspolitik verloren 
hat. 
 
Von einer diskriminierenden Integrationspolitik der Bundesregierung kann wirklich niemand 
ernsthaft sprechen. Im Gegenteil, die jetzige Bundesregierung ist die erste, die eine 
fortschrittliche und wirksame Integrationspolitik betreibt.“ 
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